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Sachsen

Sehr geehrter Herr Präsident,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die
Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung:

Die Staatsregierung verfügt über das Landesamt für Verfassungsschutz (LfV)
Sachsen über weitere Erkenntnisse im Sinne der Fragestellungen 1, 3 und 4,
deren Mitteilung jedoch überwiegende Belange des Geheimschutzes und
Rechte Dritter (Art. 51 Abs, 2 Verfassung des Freistaates Sachsen [Sächs-
Verf]) entgegenstehen.
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Es handelt sich dabei um Informationen, die gemäß Nummer 8 in Verbindung
mit den Nummern 3.3 und 3.4 der Verwaltungsvorschrift der Sächsischen
Staatsregierung über die Behandlung von Verschlusssachen vom
4. Januar 2008 (SächsABI. Sonderdruck Jg. 2008) als Verschlusssache ein
gestuft wurden. Die Einstufung ist zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit
des LfV Sachsen und zum Schutz nachrichtendienstlicher Zugänge erforder
lich. Die Informationen sind auch durch nachrichtendienstliche Mittel (§ 5 Abs.
1 Gesetz über den Verfassungsschutz im Freistaat Sachsen [SächsVSG]) er
langt worden. Die Weitergabe dieser Informationen würde die eingesetzten
Methoden der Nachrichtenbeschaffung offenbaren oder Rückschlüsse auf die
Art nachrichtendienstlicher Zugänge ermöglichen und somit die Arbeitsfähig
keit des LfV Sachsen gefährden. Im Falle des Einsatzes von Personen nach
§ 5 Abs. 1 SächsVSG stehen zudem Rechte Dritter im Sinne von Art. 51 Abs.
2 SächsVerf entgegen. Diese Personen wären bei einer Mitteilung in ihren
Grundrechten auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person
gefährdet. Die Staatsregierung trifft eine Schutzpflicht gegenüber diesen Per
sonen, weshalb sie insoweit jegliche Handlungen zu unterlassen hat, die zu
deren Enttarnung führen könnten.
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Darüber hinaus ist das Vertrauen in die Fähigkeit eines Nachrichtendienstes, die Identität
der für ihn tätigen Personen zu schützen, für seine Funktionsfähigkeit essenziell. Die
Mitteilung von Erkenntnissen, die Rückschlüsse auf nachrichtendienstliche Zugänge zu
lassen, würde sich nachhaltig negativ auf die Fähigkeit des LfV Sachsen auswirken, künf
tig solche Zugänge zu gewinnen oder solche Kontakte fortzuführen.

Eine mögliche dauerhafte Beeinträchtigung von Rechtsgütern war mit dem Informations
interesse des Abgeordneten abzuwägen. Die Abwägung ergab, dass insbesondere der
Geheimschutz gegenüber dem Informationsanspruch des Abgeordneten das gewichti
gere Rechtsgut ist.

Die Staatsregierung hat in die Abwägung einbezogen, ob andere Formen der Informa
tionsübermittlung möglich sind, die das Informationsinteresse des Parlaments unter
Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen der Staatsregierung befriedigen. Mit
Blick auf den im Rahmen der Beantwortung zu beteiligenden Personenkreis kam die
Staatsregierung zu dem Ergebnis, dass der erforderliche Geheimschutz sowie der
Schutz Dritter nur dann hinreichend gewährleistet werden können, wenn die Informa
tionsübermittlung unterbleibt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Parlamentarischen Kontrollkommission auf deren
Verlangen weitergehende Auskunft erteilt werden kann.

Frage 1: Weiche Erkenntnisse hat die Staatsregierung über die Zahl und die Orte
von Studentenclubs bzw. Studentenräumlichkeiten in Universitäten und anderen

öffentlichen Einrichtungen aber auch privaten Objekten, die als islamische Ge
betsstätten genutzt wurden und werden? (Bitte jahresweise seit 2010 aufschlüs
seln nach Ort, zur Verfügung stellende (öffentliche) Einrichtung, Betreiber/Nutzer
[Privat/Gesellschaft/Verein/etc.], Teilnehmerzahl und Zeitraum des Betriebs/Nut
zung)

Nach Erkenntnissen des LfV Sachsen nutzte der „Muslimische Studentenverein Frei
berg" bis 2011 Räume der TU Bergakademie Freiberg im Sinne der Fragestellung.

Im Übrigen wird auf die Antworten der Staatsregierung auf die Kleine Anfrage Drs.-Nr.
7/526 verwiesen.

Es liegen weitere Erkenntnisse vor, die aus den in der Vorbemerkung genannten Grün
den nicht mitgeteilt werden können.

Frage 2: Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, welche der in Ziffer
1. erfragten islamischen Gebetsstätten (bzw. deren Betreiber), in welchem Zeit
raum und von welchen Stellen staatliche (Förder-)Mittel oder sonstige Unterstüt
zung (bspw. in Form von kostenfreier Raumüberlassung oder anderen Sachmit
teln) erhalten haben und wie hoch diese Mittel jeweils waren?

Der Staatsregierung liegen keine - über die Frage 1 hinausgehenden - Erkenntnisse im
Sinne der Fragestellung vor.
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Frage 3: Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, welche Betreiber
der in Ziffer 1. erfragten islamischen Gebetsstätten Verbindungen zu welchen ext
remistischen oder terroristischen Vereinigungen, in welchem Umfang und in wel
chem Zeitraum unterhielten und welche Betreiber bzw. Orte vom Landesamt für

Verfassungsschutz Sachsen aus welchen Gründen, in welchem Umfang und in
welchem Zeitraum beobachtet wurden?

Nach Erkenntnissen des LfV Sachsen hatte der „Muslimische Studentenverein Freiberg"
Verbindungen zu der extremistischen Muslimbruderschaft.

Darüber hinaus liegen Erkenntnisse vor, die aus den in der Vorbemerkung genannten
Gründen nicht mitgeteilt werden können.

Frage 4: Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, in Bezug auf wel
che der in Ziffer 1. bzw. 3. erfragten islamischen Gebetsstätten (bzw. deren Betrei
bern), wann und aus welchen Gründen, von Behörden des Freistaates Sachsen
Warnungen an die Universitäten oder sonstige Objektbetreiber ausgesprochen
wurden oder der Betrieb untersagt wurde?

Das LfV Sachsen hat keine Warnungen im Sinne der Fragestellung ausgesprochen.

Sofern der sächsischen Polizei im erfragten Kontext entsprechende Hinweise auf Be
züge zum Phänomenbereich der Politisch motivierten Kriminalität (PMK) - religiöse Ide
ologie - bekannt werden, werden die Objektbetreiber grundsätzlich im Sinne der Gefah
renabwehr dazu sensibilisiert. Derartige Sensibilisierungsmaßnahmen werden im Rah
men der Hinweisbearbeitung dokumentiert, jedoch nicht statistisch erfasst. Insofern lie
gen die erfragten Informationen nicht unmittelbar vor. Für eine Beantwortung müssten
weit über 1.000 Vorgänge aus der Hinweisbearbeitung des Polizeilichen Staatsschutzes
mit Bezügen zum Phänomenbereich der PMK - religiöse Ideologie - händisch aufberei
tet werden. Hierfür ist pro Vorgang ein durchschnittlicher Arbeitsaufwand von mindestens
30 Minuten zu veranschlagen. Daraus ergibt sich ein zusätzlicher Gesamtaufwand von
mindestens 500 Arbeitsstunden. Dies hätte einen unverhältnismäßigen Aufwand für die
sächsische Polizei zur Folge, der die Arbeitsfähigkeit einzelner Organisationseinheiten,
insbesondere beim Landeskriminalamt Sachsen, ggf. über Wochen behindern würde.
Eine Beantwortung würde das funktionsverträgliche Maß in Bezug auf die bestehenden
Ressourcen der sächsischen Polizei im Rahmen einer Kleinen Anfrage nicht zumutbar
überschreiten und ist daher - auch unter Berücksichtigung des hohen Rangs des parla
mentarischen Fragerechts - nicht mehr verhältnismäßig.

Mit freundlichen Grüßen

Sebastian Gemkow
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